
 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 27.3.2025, über die Sitzung (2/2025) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:   Galerie Schloss Mondsee, Schlosshof 5, 5310 Mondsee 
 

Dittlbacher Johann ÖVP – anwesend 

Pfeffer DI Hans-Peter ÖVP – anwesend 

Steinbichler Alexander ÖVP – anwesend 

Lackner Karl ÖVP – anwesend 

Pöllmann Daniel ÖVP – anwesend 

Winkler Christian ÖVP – anwesend 

Ehrschwendtner Hubert ÖVP – anwesend 

Sperr DI Gerhard ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Schwaighofer Judith ÖVP – anwesend 

Taubenberger-Schiwietz Wilma ÖVP – anwesend 

Parhammer Johann ÖVP – anwesend 

Wieneroither August ÖVP – anwesend 

Landauer   Manuel ÖVP – anwesend 

Haider  Marianne FPÖ – anwesend 

Stabauer Wolfgang FPÖ – anwesend 

Haider Mag. Harald FPÖ – anwesend 

Maier Johann SPÖ + UM – anwesend 

Putz Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Machatschek Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Widlroither Ing. Michael SPÖ + UM – anwesend 

Buchsteiner Ing.  Margarete Die Grünen – anwesend 

Maletzky  Eva Die Grünen – entschuldigt fern geblieben 

Mayr-Daringer Mag. Susanne Die Grünen – anwesend 

Löberbauer-Purer Mag. Dr. Elisabeth Die Grünen – anwesend 

   

Als Ersatzmitglieder sind anwesend: DI Johannes Pfeffer (ÖVP), Mag. Johann Kogler (Die Grünen)  

 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
 

Zuhörer: 56 
 

Beginn:   19.00 Uhr 

 

 

 



 

 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

a) diese Sitzung innerhalb der gesetzlichen Frist ordnungsgemäß einberufen wurde, 

b) die Verständigung zu dieser Sitzung erfolgte, 

c) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,  

e) die Verhandlungsschrift der GR-Sitzung vom 6.2.2025 (Nr. 1/2025) während der Sitzung zur 

Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

f) zum Schriftführer VB Hubert Daxner bestellt wird, 

g) die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 6.2.2025 von folgenden Parteienvertretern unterfertigt 

wird:  

ÖVP:           Christian Winkler 

SPÖ + UM:        Johann Maier 

Die GRÜNEN:  Ing. Margarete Buchsteiner 

FPÖ:            Wolfgang Stabauer 

 

Ein ursprünglich eingebrachter Dringlichkeitsantrag zum Thema „Fassung eines Grundsatzbeschlusses 

zur Durchführung einer Volksbefragung betreffend Zusammenlegung/Fusionierung der Gemeinden 

Tiefgraben und Mondsee“ (Antragsteller GV Alexander Steinbichler und GR Christian Winkler) wird vor 

Eintritt in die Tagesordnung wieder zurückgezogen 

 

Tagesordnung 

 

Der Vorsitzende kommt nochmals auf den zurückgezogenen Dringlichkeitsantrag zu sprechen und 

verweist auf die Beschlusslage der Marktgemeinde Mondsee zum Thema „Zusammenlegung / 

Fusionierung der Gemeinden Tiefgraben und Mondsee“. Er habe dazu Amtsleiter Mag. Schardl um eine 

juristische Expertise gebeten und ersucht diesen, das Ergebnis dem Gemeinderat zur Kenntnis zu 

bringen. 

Mag. Schardl hält einleitend fest, dass es in der gegenständlichen Angelegenheit für 

Verwaltungsgemeinschaften andere rechtliche Vorschriften zu beachten gelte als für einzelne 

Gemeinden und das Thema äußerst differenziert zu betrachten sei.  

Es sei auch für die Gemeinde Tiefgraben grundsätzlich möglich, die Gemeindebürgerinnen und 

Gemeindebürger im Rahmen einer Volksbefragung über eine Zusammenlegung der beiden Gemeinden 

abstimmen zu lassen. Die politische Umsetzung im Falle eines die Fusion bejahenden Votums würde 

derzeit allerdings an den rechtlichen Hürden scheitern. 

Dies liege an der Rechtsstellung der Gemeinde Tiefgraben als Teil einer Verwaltungsgemeinschaft mit 

den Gemeinden Sankt Lorenz und Innerschwand. Sowohl die Gründung als auch die Auflösung von 

Verwaltungsgemeinschaften sei in § 13 Oö GemO 1990 geregelt und sehe diese Bestimmung vor, dass 

analog zum Gründungsverfahren auch für eine Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft 

übereinstimmende GR-Beschlüsse aller Teilnehmergemeinden vorliegen müssen. Im Rahmen des 

(einheitlichen) Anzeigeverfahrens hätte die Landesregierung als Aufsichtsbehörde überdies die 

Auflösung aus den in § 13 Abs. 3 leg.cit. genannten Gründen allenfalls zu untersagen. 
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Die Frage der Möglichkeit eines „einseitigen“ Austritts der Gemeinde Tiefgraben sei ebenfalls zu 

verneinen, weil dies in der Oö. GemO 1990 schlicht nicht vorgesehen sei. 

Abgesehen davon sei auf § 8 Abs. 3 leg. cit. zu verweisen, wonach die nach einer Gemeindevereinigung 

entstandene neue Gemeinde ua. in die öffentlich-rechtlichen Verträge der bisherigen Gemeinden 

eintrete. Verwaltungsgemeinschaften gemäß § 13 Oö. GemO werden nach Maßgabe eines solchen 

öffentlich-rechtlichen Vertrages eingerichtet.  

Zusammenfassend sei festzuhalten, dass nach derzeitiger Rechtslage ein Alleingang der Gemeinde 

Tiefgraben im Hinblick auf eine Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft nicht möglich sei und auch 

ein einseitiger Austritt nicht in Frage komme.  

Ein Zusammenschluss der beiden Gemeinden zu einer „neuen“ Gemeinde hätte zudem zur Folge, dass 

die neu entstandene Gemeinde im Wege der Gesamtrechtsnachfolge mit allen Rechten und Pflichten 

in die bestehende Verwaltungsgemeinschaft mit Sankt Lorenz und Innerschwand eintreten würde; ein 

Umstand bzw. eine rechtliche Konsequenz, welche die Befürworter einer Fusion wohl nicht bedacht 

hätten, so Mag. Schardl abschließend. 

 

1) Rechnungsabschluss 2024; Beschlussfassung 

Der Rechnungsabschluss 2024 ist wie schon jene aus den Vorjahren nach den Bestimmungen der VRV 

2015 zu erstellen. Die inhaltliche Ausgestaltung sollte demnach allen bekannt sein. Diese lehnt sich 

an die Form des Voranschlages an. Die finanzielle Lage der Gemeinde Tiefgraben stellt sich wie folgt 

dar: 

 

Ergebnis der laufenden 

Geschäftstätigkeit   VA 2024   RA 2024   

(Finanzierungshaushalt)     Einzahlung Auszahlung Einzahlung Auszahlung 

Operative Gebarung 
 

  10.064.600,00 10.122.000,00 10.131.009,51 9.861.753,00 

Investive Gebarung  
 

  803.200,00 2.036.900,00 640.325,19 1.866.665,77 

Finanzierungstätigkeit 
 

  0,00 137.700,00 1.000.000,00 130.115,15 

Voranschlagsunwirksame Gebarung   0,00 0,00 3.736.904,18 3.610.683,70 

Zwischensumme     10.867.800,00 12.296.600,00 15.508.238,88 15.469.217,62 

abzgl. Investive Einzelvorhaben 

(vormals aoH) 1.050.700,00 2.278.400,00 1.888.900,55 2.039.738,58 

abzgl. voranschlagsunwirksame 

Gebarung 0,00 0,00 3.736.904,18 3.610.683,70 

Summe       9.817.100,00 10.018.200,00 9.882.434,15 9.818.795,34 

Ergebnis der lfd. Geschäftstätigkeit     -201.100,00 63.638,81   

 

 

 



 

 

Saldierung der drei Haushalte: 

 

FHH: 
    

31.12.2024   

Saldo Finanzierungshaushalt  
  

-87.199,22   

Endbestand an liquiden Mitteln (Kassa, Girokonten, Rücklagen) 2.592.621,24   

Veränderung der liquiden Mittel 
  

39.021,26   

        

EHH: 
    

                   31.12.2024 
  

Saldo Ergebnishaushalt  
   

-540.669,41 (Afa 481.026,17) 

Saldo Zuweisung und Entnahmen von Rücklagen 
 

568.113,49   

Nettoergebnis 
   

27.444,08  
        

Summe Vermögenshaushalt 
  

31.12.2024 

29.063.910,11   

Veränderung 
    

976.293,90   

 

 

Im Jahr 2024 durchgeführte investive Vorhaben: 

 

Investive Vorhaben 2024     Kosten Eigenmittel Rücklagen 

Aggregate Blackout     -3.720,00   -3.720,00 

Infrastrukt. Maßnahmen VS (Außenanlage, Möbel GTS) 131.653,00 20.000 18.432,45 

Sanierung Kindergarten     721.573,40 1.000.000,00 -285.150,41 

Krabbelstube      19.592,87   19.592,87 

Gehsteig Gaisberg u. Straßenbau    58.227,00   58.227,00 

Straßenbau Allgemein     35.859,86   35.859,86 

Radweg Gewerbegebiet Berger   233.207,19   67.468,20 

Neubau Straße VS/Kiga   31.001,76   31.001,76 

Fahrzeugankauf VW-ID.4 

Gemeindeauto   -1.009,94   -1.009,94 

Retentionsanlage Gaisberg-Siedlung    17.278,20   17.278,20 

Güterweg Hingen 

Katastrophenschaden   33.441,19     

Kanalbauvorhaben     42.243,66     

RWK Steinkress-Gründe     3.527,41     

Hupf-Gründe Kanalbau 

Aufschließung   100.000,00   100.000,00 

Grundkauf Essl u. Graben-Umlegung   58.849,14   58.849,14 

WVA Schlössl       377.641,49     

WKA Zeller Ache     5.473,12     

Gesamt       1.864.839,35 1.020.000,00 409.713,29 



 

 

Veränderung der Haushaltsrücklagen 2023 zu 2024: 

 

Entwicklung Haushaltsrücklagen     31.12.2023 31.12.2024 

Zweckgebundene Rücklagen: 
  

Baurücklage Kanal    293.278,41 350.712,42 

Tilgungsrücklage Kanal   780.012,36 628.224,41 

Baurücklage WVA   164.171,75 87.401,35 

Rücklage Betriebsergebnis Kanal 186.353,87 186.527,57 

Summe     1.423.816,39 1.252.963,75 

Allgemeine Rücklagen:   
  

Betriebsmittelrücklage   652.940,11 372.188,27 

Rücklage aus Darlehen Kindergarten  0,00 285.150,41 

Allgemeine Rücklage   1.068.744,84 659.031,55 

Rücklage Kolomanskirche   1.394,60 9.448,47 

Rücklage Entlastungspaket   35.100,00 35.100,00 

RL Pauschalzuschuss KIG 2023   41.018,00 41.018,00 

Summe     1.799.197,55 1.401.936,70 

Gesamtsummen   3.223.013,94 2.654.900,45 

 

Haftungen: 

 
     

Stand Haftungen   31.12.2023 31.12.2024 

RHV BA 23-59   3.056.061,82 2.995.362,70 

RHV BA 01-15   653.432,90 802.467,23 

Gesamt     3.709.494,72 3.797.829,93 

 

Darlehen: 

 

Stand Darlehen   31.12.2023 31.12.2024 

Grundkauf Thal   192.371,00 153.893,00 

Grundkauf Hupf-Gründe   405.036,11 334.677,98 

Darlehen Kindergarten    0 978.720,98 

Gesamt     597.407,11 1.467.291,96 

 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl bringt den Gemeinderätinnen und Gemeinderäte die wichtigsten 

Eckzahlen des Rechnungsabschlusses zur Kenntnis. Dass das Geschäftsjahr 2024 ein, wenn auch 

geringes, Plus ergeben habe, sei Einmaleffekten wie höheren Ertragsanteilen, Mehreinnahmen bei 

Kommunalsteuer und Anschlussgebühren sowie Sonder-BZ geschuldet. Der Rücklagenstand habe sich 

etwas verringert (von 3,2 auf 2,6 Millionen Euro). Unterm Strich stelle sich die finanzielle Lage der Ge- 
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meinde gut und besser als erwartet dar; das ändere aber nichts daran, in den nächsten Jahren sparsam 

zu wirtschaften. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss 2024 

beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

2) Prüfbericht der BH VB vom 17.03.2025 zum Voranschlag 2025; Kenntnisnahme 

Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag wurde im Sinne der Bestimmungen des § 99 Abs. 2 

OÖ GemO 1990 von der Aufsichtsbehörde einer Prüfung unterzogen; das Ergebnis dieses Prüfberichtes 

ist dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.  

Anzumerken ist, dass die Gemeinde bei der Wasserversorgung trotz Anhebung der 

Mindestbenützungsgebühr auf 2,33 Euro/m3, und damit über die vom Land vorgegebene zumutbare 

Höhe von 2,27 Euro/m3, bei weitem nicht kostendeckend ist (Kostendeckungsgrad bei 56,48 %). 

Weitere Erhöhungen in den nächsten Jahren sind unumgänglich.  

Der Betrieb der Abfallbeseitigung wurde sowohl kosten- als auch ausgabendeckend veranschlagt; der 

Betrieb der Abwasserbeseitigung erreicht einen Kostendeckungsgrad von 93,55 %. 

In den Schlussbemerkungen wird nochmals festgehalten, dass der Voranschlag gesetzeskonform 

erstellt wurde und ausdrücklich hervorgehoben, „dass auch bei der buchhalterischen Darstellung des 

Voranschlages keine Punkte zu beanstanden waren“. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, den Bericht der BH Vöcklabruck zum Voranschlag 2025 

zur Kenntnis zu nehmen. 

Beschluss: einstimmig 

 

3) RHV (BA 93, Sanierung Kläranlage), Bürgschaftsvertrag; vorbehaltliche Genehmigung 

Der RHV Mondsee-Irrsee beabsichtigt zur Finanzierung der Sanierung der Verbandsanlage ein 

Darlehen in Höhe von € 2.000.000 bei der Raiffeisenbank Mondseeland aufzunehmen. Für dieses 

Darlehen soll die Gemeinde Tiefgraben bis zu einem Betrag von € 416.000 mittels Bürgschaftsvertrag 

die Haftung als Ausfallsbürge zur ungeteilten Hand, befristet bis 31.12.2049, übernehmen. Die 

Rechtsfolge dieser Bürgschaftsübernahme ist jene, dass die Gemeinde erst in Anspruch genommen 

werden kann, wenn die Kreditnehmerin zu zahlen unvermögend ist. Die Gemeinde kann aber sofort 

in Anspruch genommen werden, sollte gegen die Kreditnehmerin ein Insolvenzverfahren eröffnet 

werden. Bgm. Dittlbacher bringt dazu den Bürgschaftsvertrag vollinhaltlich dem Gemeinderat zur 

Kenntnis. 

Entsprechend den Bestimmungen der OÖ. Gemeindeordnung bedürfen Bürgschaftsübernahmen der 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung, sollte durch die Bürgschaftsübernahme der Gesamtstand an 

Haftungsverpflichtungen der Gemeinde ein Viertel der Einnahmen des ordentlichen Haushalts des 

laufenden Haushaltsjahres überschreiten. Nachdem dies bei dem vorliegenden Bürgschaftsvertrag der 

Fall ist, kann der Gemeinderat die Übernahme der Bürgschaft lediglich vorbehaltlich der Genehmigung  

durch die Aufsichtsbehörde beschließen; d. h., diese wird gegenüber Dritten erst im Falle der 

Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde rechtswirksam. 
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Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, den vorliegenden Bürgschaftsvertrag samt 

Haftungsübernahme vorbehaltlich der aufsichtsbehördlichen Genehmigung zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

4) Heimatbund Mondseeland, Kostenübernahme Pfarre Mondsee; Ansuchen vom 07.02.2025 

Der Obmann des Heimatbundes,  DI Johannes Pfeffer, hat an die vier Mondseelandgemeinden ein 

Ansuchen gerichtet, damit von diesen die ausstehende Miete der vergangenen drei Jahre für die vom 

Heimatbund von der Pfarre angemieteten Räumlichkeiten übernommen werde. 

Dazu ist anzumerken, dass der Heimatbund von den Mondseelandgemeinden jährlich ca. € 50.000 an 

Subvention erhält und die Anforderung war, mit diesem Geld sämtliche Ausgaben zu bestreiten. Bevor 

über eine Zahlung der Miete entschieden wird, sollte zum einen hinterfragt werden, warum die 

Zahlungen drei Jahre lang nicht getätigt wurden und zum anderen, warum dies vom Obmann bis jetzt 

nicht kommuniziert wurde. Überdies sollte eine Kassaprüfung über die vergangenen fünf Jahre 

angeregt werden, um Aufschluss darüber zu bekommen, wie die jährlich angewiesenen € 50.000 

verwendet werden.  Die im Schreiben formulierte Zustimmung der Bürgermeister hat es zudem nicht 

gegeben und ist festzuhalten, dass diese Beträge auch nicht in den Budgets der Gemeinden 

berücksichtigt sind. 

GV Karl Lackner berichtet, bei der Besprechung mit dem Heimatbund im Jänner sei von den 

Bürgermeistern signalisiert worden, die ausstehenden Mietkosten zu übernehmen. Weiters sei ein 

Folgetermin mit Heimatbund, Kulturausschüssen und Bürgermeistern angeregt worden, um die 

weitere Zukunft des Vereins zu diskutieren; er wundere sich deshalb, warum das Ansuchen jetzt auf 

der Tagesordnung sei. Bgm. Johann Dittlbacher relativiert: Eine Zusage könnten die Bürgermeister gar 

nicht treffen, weil die Zuständigkeit beim Gemeinderat liege. 

Ersatz-GR (und Heimatbund-Obmann) DI Johannes Pfeffer sagt, die Pfarre hinke mit ihren 

Mitvorschreibungen hinterher, der Heimatbund sei nicht in der Lage, diese Forderungen zu bedienen. 

Man zähle zwar viele Besucher in den Museen, es seien aber immer noch zu wenig, um ausgeglichen 

bilanzieren zu können. Den zuletzt getätigten jährlichen Förderungen der Mondseelandgemeinden 

läge ein Konzept des Heimatbundes zugrunde, das die jährlichen Ausgaben für Personal und sonstige 

Investitionen darstelle; die Mietkosten für die Pfarre seien darin jedoch nicht enthalten. Er appelliere 

an den Gemeinderat, dem Ansuchen zuzustimmen, sonst werde es zum einen schwierig, Funktionäre 

für die Zukunft zu gewinnen bzw. den Betrieb der Museen überhaupt weiterzuführen. 

GR Andreas Machatschek verweist darauf, dass es sich beim Heimatbund um einen Verein handle, der 

seit Jahren keine Mitgliedversammlungen mehr durchgeführt habe, über keine gewählten Organe 

verfüge und bei dem auch keine Kassaprüfungen durchgeführt worden seien. Vor weiteren 

finanziellen Zuwendungen müsse es eine Kassaprüfung geben, schließlich handle es sich um 

Steuergeld. Im Übrigen sei er beim Punkt Funktionärssuche gegenteiliger Meinung: Neue Mitarbeiter 

würden erst gefunden, wenn die finanziellen Belange ordentlich geprüft seien. GR Ing. Michael 

Widlroither kann nicht verstehen, dass die Mietkosten in den jährlichen Budgets des Heimatbundes 

nicht eingeplant worden seien, dieser Posten sei ja nicht neu. Für GV Johann Maier und GR Mag. Dr. 

Elisabeth Löberbauer-Purer stehen die Bedeutung des Heimatbundes und dessen Anrecht auf 

Förderungen außer Zweifel, andererseits müsse aber auch der Verein für Offenheit und Transparenz  
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sorgen. „Man kann nicht alles nachvollziehen. Deshalb ist es gut, den Verein einer Prüfung zu 

unterziehen“, so Löberbauer-Purer. GV Karl Lackner und GR Christian Winkler sprechen sich noch 

einmal dafür aus, den Heimatbund zu unterstützen. Der Verein präsentiere unsere jahrtausendealte 

Kultur, man dürfe nicht riskieren, dass die Pforten der Museen geschlossen bleiben. 

GV  Karl Lackner stellt schließlich den Antrag, den Tagesordnungspunkt zu vertagen und bis zur 

nächsten Gemeinderatssitzung das Gespräch mit den anderen MSL-Gemeinden zu suchen, um das 

weitere Vorgehen festzulegen. 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer und Ersatz-GR DI Johannes Pfeffer erklären ihre Befangenheit. 

Beschluss: einstimmig 

 

5) Bericht des Bürgermeisters 

• Bgm. Johann Dittlbacher nimmt Bezug auf das jüngste Nachrichtenblatt der Gemeinde 

Tiefgraben, in dem er Stellung zu aktuellen Entwicklungen in der Gemeinde bezogen habe; aus 

der Bevölkerung habe er zahlreiche positive Reaktionen erhalten. Dittlbacher bekräftigt in der 

Gemeinderatssitzung seinen Unmut über das Verhalten von Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer 

und untermauert seine Darstellung mit etlichen Beispielen; der Vizebürgermeister würde 

persönliche Interessen über jene der Gemeinde stellen, fasst der Bürgermeister zusammen. 

Dittlbacher bringt weiters eine schriftliche Stellungnahme seines Lorenzer Amtskollegen zur 

Verlesung, in der dieser die Vorwürfe teilt. 

• Kassenarzt: Die Gemeinde Tiefgraben hat die Petition betreffend zusätzliche Kassenarztstelle 

im Mondseeland  an Gesundheitskasse, Ärztekammer und Landesregierung übermittelt. 

Ärztekammer und Gesundheitskasse (ÖGK) haben mitgeteilt, das Anliegen zu prüfen. 

• Hundewiese: Von Seiten der Hundebesitzer ist zuletzt verstärkt der Wunsch geäußert worden, 

im Mondseeland eine Hundewiese zu errichten; Hintergrund ist die Verdoppelung der 

Hundeabgabe (von 50 auf € 100 jährlich). 

• Der Reinhaltungsverband (RHV) hat mit der Sanierung der Kläranlage begonnen. In den 

nächsten beiden Jahren werden 10 Millionen Euro investiert. Der RHV hofft auf zusätzliche 

Förderungen seitens des Landes. 

• B 154/Herzog Odilo Straße: Im Hinblick auf die Errichtung einer Ampelanlage bzw. 

alternativer Sicherheitsmaßnahmen ist eine Verkehrsuntersuchung notwendig; Land und 

Gemeinde werden diese Untersuchung in Auftrag geben, die Kosten werden geteilt. 

• Wasserversorgung: Der Hochbehälter (Bereich Sonnenhang) ist versetzt, die Inbetriebnahme 

der neuen Anlage soll im Juni/Juli erfolgen. 

 

6) Berichte der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss – Obmann GR Mag. Harald Haider hält fest, dass in der jüngsten Sitzung der 

Rechnungsabschluss 2024 behandelt wurde; in Summe gab es keinen Anlass für Beanstandungen. 

Weiters verweist der Ausschussobmann darauf, dass seiner Aufsichtsbeschwerde im Zusammenhang 

mit dem Gutachten für Kindergarten/Krabbelstube stattgegeben worden sei. Er werde das Gutachten 

sichten und in der nächsten Sitzung behandeln. 

 



 

 

Bau-, Planungs-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss – Obmann GR Hubert Ehrschwendtner 

informiert, man werde zeitnah eine Sondersitzung zum Thema ÖEK einschieben. Die vierwöchige 

Kundmachungsfrist sei abgelaufen, bis auf vier Punkte habe man alle Anfragen ausräumen/klären 

können. 

 

Straßen- und Mobilitätsausschuss – Obmann GR Daniel Pöllmann berichtet von folgenden in der 

jüngsten Sitzung behandelten Punkten: 

- Neubau gemeinsames Feuerwehrhaus Guggenberg/Hof; am 10. 4. findet eine Besichtigung des 

Zeughauses in Hof statt, um sich ein Bild von der nicht mehrzeitgemäßen Ausstattung zu machen 

- Gehsteig Gaisbergstraße 

- Straßenumlegung Gaisberg 

- Schulweg Gaisberg 

- Sanierung Hilfbergstraße – sollte in Prioritätenreihung aufgenommen werden 

- Parkplatz Buchenweg – nur zwei Personen haben Interesse an der dauerhaften kostenpflichtigen 

Nutzung eines Parkplatzes Interesse gezeigt; es müsse überlegt werden, wie die restliche Fläche 

genützt werden soll 

 

Bildungsausschuss (Kindergarten, Schule, Sport und Kultur) – Obmann GV Karl Lackner 

berichtet, dass der Selbstbehalt beim Schülertransport ab dem Schuljahr 2025/26 auf € 35/mtl. 

angehoben und ab 2026 indexiert werden soll. Betreffend GTS soll erhoben werden, welcher Tarif 

notwendig ist, um ausgeglichen bilanzieren zu können (Abgang zuletzt 18.000 €). Weiters wurde in 

der jüngsten Ausschusssitzung eine Anpassung der Tarifordnung für gemeindeeigene 

Räumlichkeiten ab 2026 vorgeschlagen. Punkto Raumnot in der VS TiLo wurde eine Arbeitsgruppe 

ins Leben gerufen, der die Bürgermeister, die Ausschussobleute, die Direktorin und eine Vertreterin 

des Familienbundes (GTS) angehören. 

 

Sozialausschuss (Jugend, Familien, Senioren, Integration und Gesundheit) – Obmann GR 

Andreas Putz teilt mit, dass Albert Mayrhofer von der Sozialen Initiative über die aktuellen 

Entwicklungen bei der Jugendarbeit informiert habe. Weitere Themen im Ausschuss waren das 

Sozialprojekt „Allfred“ sowie der Tag der Bewegung der Gesunden Gemeinden am 27. April; zum 20-

Jahr-Jubiläum der Gesunden Gemeinden findet am 9. Mai auch ein Kabarettabend statt. 

 

Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanalausschuss – Obfrau GR Mag. Susanne Mayr-Daringer 

berichtet, folgende Themen  seien im jüngsten Ausschuss zur Sprache gekommen: 

- Wasserkraftwerk Kasten – die in Auftrag gegebene Studie kommt zum Schluss, dass eine 

Revitalisierung unwirtschaftlich ist 

- Oberflächenentwässerung Weißer Stein 

- Lichtverschmutzung 

- Bach- und Seeuferreinigung am 5. April 

- Bienen-Workshop 

- Klimaticket 
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7) Allfälliges 

Erneuerbare Energie: GV Johann Maier berichtet, dass im Zshg. mit der EED-III-Richtlinie 

Fördergelder beim Land reserviert werden sollen, der erforderliche Beschluss ist aber noch ausständig. 

Die Gemeinde sollte Vorschläge erarbeiten, welche Vorhaben im Bereich Erneuerbare Energie 

umgesetzt werden können. 

Zusammenlegung Gemeinden: GV Margarete Buchsteiner greift den eingangs der Sitzung 

zurückgezogenen Dringlichkeitsantrag auf und stellt fest, dass ein derartiger Prozess nicht – wie im 

vorliegenden Fall versucht - mit Ausgrenzung gestartet werden könne, das sei respektlos. Auch könne 

so ein Prozess nicht nach dem Motto „der Stärkere frisst den Schwächeren“ durchgeführt werden. 

„Leider sind die Gräben viel größer geworden, anstatt sie zuzuschütten“, so Buchsteiner. Außerdem sei 

nicht erkennbar, wo die Dringlichkeit liege. Auch für GR Judith Schwaighofer eschließt sich die 

Dringlichkeit nicht; einfacher wäre es außerdem, wenn die Zusammenarbeit auf Augenhöhe erfolgen 

würde. GR Andreas Machatschek wertet die jüngsten Vorkommnisse als „Putschversuch“ einiger ÖVP-

Mitglieder über den Gemeinderat als höchstes Kollegialorgan hinweg. Unsolidarisch sei das Vorgehen 

auch gegenüber St. Lorenz und Innerschwand sowie der Verwaltung. 

Kindergarten/Krabbelstube: GR Wilma Taubenberger-Schiwietz richtet an GR Mag. Harald Haider 

die Frage, ob es richtig sei, dass das Gutachten im Zshg. mit der Kostensteigerung bei 

Krabbelstube/Kindergarten erst nach Einbringen einer Aufsichtsbeschwerde ausgehändigt worden sei. 

Bgm. Johann Dittlbacher hält dazu fest, dass allen Gemeinderäten angeboten wurde, in das Gutachten 

Einsicht zu nehmen. Eine Weitergabe außer Haus habe man bewusst nicht zugelassen. Weiters möchte 

GR Taubenberger-Schiwietz wissen, ob es richtig sei, dass vom betroffenen Architekten keine 

Stellungnahme eingeholt worden sei und das Gutachten vom Gericht bereits für „nichtig“ erklärt 

worden sei; Bgm. Dittlbacher antwortet, dem Architekten sei Gelegenheit zur Stellungnahme 

eingeräumt worden, es sei auch eine abgegeben worden. Amtsleiter Mag. Günter Schardl hält dazu fest, 

dass es noch gar keine Tagsatzung gegeben habe und das Gericht deshalb gar keine Gelegenheit gehabt 

habe, sich zum Gutachten zu äußern. Es handele sich wie bekannt um ein Privatgutachten, welches 

das Gericht im Rahmen der freien Beweiswürdigung beachten könne oder eben nicht; im Übrigen sei 

es Usus, dass in solch komplexen Verfahren vom Gericht ein Amtssachverständiger beigezogen werde. 

Dessen ungeachtet sei es bemerkenswert, wie der Gemeinderat mit diesem Verfahren umgehe, man 

könne sich des Eindrucks nicht erwehren, dass nicht die Interessen der Gemeinde im Vordergrund 

stünden. Bgm. Johann Dittlbacher wiederholt, die Gemeinde sei nicht ohne Grund sehr vorsichtig im 

Umgang mit Unterlagen in dieser Sache umgegangen; wenn die Aufsichtsbehörde zu einem anderen 

Ergebnis komme, werde man das zur Kenntnis nehmen. GR Mag. Harald Haider bestätigt, dass ihm 

Gelegenheit zur Einsichtnahme gewährt worden sei; für eine vertiefende Auseinandersetzung sei die 

bloße Einsichtnahme aber nicht zielführend. 

Gaisbergstraße: Ersatz-GR DI Johannes Pfeffer erinnert daran, dass es bei Starkregen zu Problemen 

mit dem Abfluss des Oberflächenwassers auf der Gaisbergstraße gebe, vorhandene Rohre würden nicht 

gereinigt. Bgm. Johann Dittlbacher sagt, eine wasserrechtliche Bewilligung habe es vor der Sanierung 

der Straße nicht gegeben und sei auch jetzt nicht eingefordert worden. Auf die entsprechende Frage, 

ob es ein Ableitungskonzept für die Wässer gebe, antwortet Bgm. Dittlbacher, dazu müsse er im Projekt  
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nachlesen, die Rohre werde man reinigen lassen. Im Übrigen sei die Angelegenheit im Ausschuss 

umfassend behandelt worden. 

Schulweg Gaisberg: GR August Wieneroither und GV Karl Lackner lenken die Diskussion auf den 

Schulweg Gaisberg und die Frage, warum der Weg weiterhin gesperrt ist bzw. ob die Vereinbarung mit 

einem Grundanrainer (Fam. Meindl) unterzeichnet ist; Bgm. Johann Dittlbacher antwortet, dies sei 

noch nicht passiert, zudem stelle sich die Frage, ob der Weg im Fall eines Baubeginns des Objekts an 

der Mondseestraße nicht ohnehin wieder gesperrt werden müsse. 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer fordert, den Schulweg über den Gaisberg ehest möglich wieder zu 

aktivieren. Punkto Abfluss der  Oberflächenwässer habe die Wasserrechtsbehörde festgestellt, dass die 

Drainagierung auf dem Grundstück der Familie Pfeffer rechtens sei; ganz anders verhalte es sich beim 

Nachbarhaus von  GR Andreas Machatschek (Grundnachbar, Anm.), dort schwele seit langem ein nicht 

bewilligtes Projekt; einem Bericht aus dem Jahr 2013 zufolge seien die Grundeigentümer Pfeffer und 

die Gemeinde Geschädigte, die Familie Pfeffer würde einer Lösung – anders als kolportiert - sicher 

nicht entgegen stehen. GR Andreas Machatschek bestätigt, es gebe ein laufendes Retentions-Projekt, 

nach dessen Abschluss werde sich die Schulweg-Frage klären. Ganz abgesehen davon seien sicher nicht 

die Wässer des Hauses Machatschek die Ursache des Problems, so viel Wasser würde von diesem 

Objekt nicht abfließen. 

Mandatsverzicht: GR Ing. Michael Widlroither kündigt an, sein Mandat niederzulegen. Er begründet 

diesen Schritt damit, dass die Mehrheitsfraktion im Gemeinderat nicht davor zurückschrecke, 

Mitgliedern der Opposition selbst im privaten Bereich massive Prügel vor die Füße zu werfen. Die 

Gräben seien mittlerweile derart tief, dass es wohl keinen ausreichend großen Bagger gebe, um diese 

Gräben zuschütten zu können. Er hoffe nur, dass sich junge Leute finden würden, die in die 

Kommunalpolitik nachrücken.  

Gesundheitszentrum: GR Wolfgang Stabauer berichtet von einem Gespräch mit Bauunternehmer 

Anton Ebner aus St. Lorenz wegen des Gesundheitszentrums auf dessen ehemaligen Firmengeländes; 

er stehe jedenfalls  zu 100% hinter diesem Vorhaben, so Stabauer. 

 

8) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 6.2.2025 (1/2025) 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 06.02.2025 (Nr. 1/2025) keine Einwendung vorliegt und erklärt sie für 

genehmigt. 

 

Ende: 21.33 Uhr 

  

Der Bürgermeister:                   Der Schriftführer: 

 

 

 

 

(Johann Dittlbacher)                  (VB Hubert Daxner) 
 



 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde an die Fraktionsobleute am ________________  

abgeschickt. Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne 

Einwendungen genehmigt. 

Protokollfertiger:  

ÖVP:  

 
SPÖ+UM:   

 
Die GRÜNEN: 

 
FPÖ:   


